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ZD Zeitschrift für Datenschutz 
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ZGB Schweizerisches Zivilgesetzbuch 

Zi. Ziffer 

ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik 

ZUM Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht 
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I. Fragestellung und Zielsetzung 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) stellte 2016 fest: 
„[S]taatliche und staatlich anerkannte Hochschulen und außeruniversitäre For-
schungseinrichtungen generieren […] in einem hohen Maße Forschungsda-
ten“1. Doch während Forschungsergebnisse in der Regel durch Veröffentli-
chung für andere zugänglich werden, ist im Falle von Forschungsdaten weni-
ger klar, was mit ihnen geschieht. Wonach richtet sich dies? Wer ein durch das 
BMBF gefördertes Projekt durchführt, sieht sich einer Regelung wie der fol-
genden gegenüber (beispielhaft ausgewählte Förderrichtlinie des BMBF): „Der 
Zugang zu den wissenschaftlichen Erkenntnissen und Daten ist eine wesentli-
che Grundlage für Forschung, Entwicklung und Innovation. […] Deshalb gel-
ten folgende Voraussetzungen: […] Originaldaten zu den Publikationen sollen 
zur Nachnutzung digital zur Verfügung gestellt werden.“2 Hiernach sollen also 
auch Forschungsdaten zugänglich gemacht („zur Verfügung gestellt“) werden. 
Ganz ähnlich verhält es sich mit Institutionen, die für ein Forschungsprojekt 
Finanzierung durch ein Programm der Europäischen Union erhalten, etwa 
durch das für die Jahre 2021–2027 aufgestellte Rahmenprogramm „Horizon 
Europe“3 oder durch das zuvor von 2014–2020 gelaufene Rahmenprogramm 
„Horizon 2020“4. Im Rahmen des „Horizon 2020“-Programms wurde „[g]ood 
research data management“ als „the key conduit leading to knowledge discov-
ery and innovation“ bezeichnet.5 Dort wurde ein Pilotvorhaben namens „the 
Open Research Data Pilot (ORD pilot)“ durchgeführt, welches darauf aus-
gerichtet war, „to improve and maximise access to and re-use of research data 
generated by Horizon 2020 projects“.6 Auch hier sollten Forschungsdaten dem-
nach zugänglich gemacht werden. An dem Pilotvorhaben teilnehmende For-
schungsvorhaben sollten ihr Forschungsdatenmanagement an den sog. FAIR-

                                                           
1 BMBF, Förderrichtlinie „Erforschung des Managements von Forschungsdaten in ihrem 

Lebenszyklus an Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen“, Zi. 1.1.  
2 BMBF, Richtlinie zur Förderung von klinischen Studien mit hoher Relevanz für die 

Patientenversorgung, Zi. 4. 
3 S. dazu https://ec.europa.eu/info/horizon-europe_en (16.01.2023). 
4 S. dazu https://ec.europa.eu/programmes/horizon2020/en (16.01.2023). 
5 European Commission, Horizon 2020 Programme Guidelines on FAIR Data Manage-

ment in Horizon 2020, 3. 
6 European Commission, Horizon 2020 Programme Guidelines on FAIR Data Manage-

ment in Horizon 2020, 3. 
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Prinzipien ausrichten, um die Forschungsdaten „findable, accessible, interope-
rable and reusable (FAIR)“ zu machen.7 Hinzu kommt, dass auf EU-Ebene eine 
eigene infrastrukturelle Initiative gestartet wurde, die „European Open Science 
Cloud (EOSC)“. Als Teil der im Rahmen der Digital Single Market Strategy 
der EU ins Leben gerufenen „European Cloud Initiative“ soll die EOSC eine 
Dateninfrastruktur schaffen, die „a fundamental enabler of Open Science and 
of the digital transformation of science“ sein soll, „offering every European 
researcher the possibility to access and reuse all publically funded research data 
in Europe, across disciplines and borders“.8  

Dies ist aus Sicht einer anderen forschenden Person vorteilhaft. Sie kann auf 
Basis von zur Verfügung gestellten wissenschaftlichen Daten weiter forschen 
und so im besten Falle das vorhandene Wissen erweitern. Dementsprechend 
haben empirische Studien ergeben: „Academic data sharing is an accepted 
form of research collaboration and perceived as beneficial for scientific pro-
gress among academic researchers“9. Derartigen Vorteilen tragen Regelungen 
wie das ORD-Pilotvorhaben im EU-Forschungsrahmenprogramm oder die zi-
tierte Förderrichtlinie des BMBF Rechnung, indem sie vorgeben, dass For-
schungsdaten anderen zur Verfügung gestellt werden sollen. Es gibt jedoch 
nicht für alle Forschungsvorhaben Förderung und damit einhergehende Förder-
richtlinien oder andere Vorgaben, wie mit den erzeugten Daten (und erzielten 
Ergebnissen) umzugehen ist. Auch bei solchen Forschungsvorhaben ist jedoch 
das Teilen von Forschungsdaten erwünscht oder wird erwartet. Man spricht 
diesbezüglich von einem normativen Gebot der Wissenschaft, einem „Sharing 
Ethos“10, man kann das Teilen von Forschungsdaten auch als ein wissenschaft-
liches Ideal bezeichnen11. Diesem Ideal verschreiben sich auch wissenschaftli-
che Institutionen. Mit der „Berliner Erklärung über den öffentlichen Zugang zu 
wissenschaftlichem Wissen“ wird seit 2003 die Förderung von „[n]ew possibi-
lities of knowledge dissemination not only through the classical form but also 
and increasingly through the open access paradigm via the Internet“ verfolgt.12 
Die Erklärung wurde bislang von 770 Organisationen unterzeichnet (Stand 
16.01.2023).13 Bei einer sogenannten Open Access-Veröffentlichung sind so-
wohl die Forschungsergebnisse selbst als auch das diesen zugrunde liegende 
wissenschaftliche Material umfasst14, sodass sich das in der Berliner Erklärung 
verkündete Ziel auch auf Forschungsdaten bezieht. Es gibt also ein normatives 

                                                           
7 European Commission, Horizon 2020 Programme Guidelines on FAIR Data Manage-

ment in Horizon 2020, 3. 
8 European Commission, SWD(2018) 83 final, 3. 
9 Fecher et al., 12. 
10 Reichman/Uhlir, Law and Contemporary Problems, 66 (2003), 315 (323). 
11 Fecher et al., 12. 
12 Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V., Berlin Declaration 

on Open Access to Knowledge in the Sciences and Humanities (englische Originalfassung), 

Goals. 
13 Der jeweils aktuelle Stand lässt sich unter https://openaccess.mpg.de/3883/Signatories 

nachverfolgen. 
14 Siehe die englische Fassung der Berliner Erklärung über den öffentlichen Zugang zu 

wissenschaftlichen Informationen: „Open access contributions include original scientific re-

search results, raw data and metadata, source materials, digital representations of pictorial 

and graphical materials and scholarly multimedia material“. 
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Gebot, Forschungsdaten zu teilen. Dieses Gebot wird vor allem mit dem Nut-
zen des Teilens für andere Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie 
(langfristig) für die Allgemeinheit begründet und gewissermaßen von außen an 
die einzelnen Forschenden, die Forschungsdaten erzeugen oder erheben, her-
angetragen. 

Dies wirft die Frage auf, wie die Forschenden ihrerseits auf der Individual-
ebene auf dieses Gebot reagieren – eine Frage, die im Rahmen von verschie-
denen empirischen Studien zum sog. Data Sharing untersucht wurde. Eine die-
ser Studien hat ergeben: „The ideal of making the research system as a whole 
better by sharing data is understood and supported by most researchers. How-
ever this understanding does not translate into action“15. Das Ideal scheint den 
Forschenden also bewusst zu sein und von diesen im Prinzip auch gut geheißen 
zu werden. Dennoch wird es praktisch nicht verwirklicht, sprich, es scheint 
eine Diskrepanz zwischen dem normativen Gebot und dem tatsächlichen Ver-
halten der einzelnen Forschenden zu geben. Diese Diskrepanz zwischen erwar-
tetem und tatsächlich gezeigtem Verhalten ist von erheblichem Ausmaß. Hin-
sichtlich experimentell erhobener Daten heißt es bei Edwards et al.16: „Publi-
cation of raw data in their entirety was a rare exception, not the rule“. In diesem 
Beispiel sind es Rohdaten, die als schützenswert angesehen und in aller Regel 
nicht veröffentlicht werden, obwohl dies von den betreffenden Personen ei-
gentlich als vorteilhaft für die Forschung angesehen wird. Darüber hinaus kön-
nen auch andere Arten von Daten von Forschenden als schützenswert betrach-
tet und daher nicht herausgegeben werden.17  

Festzuhalten ist: Es gibt eine Aufforderung zu Teilen, die seitens derjenigen, 
an die die Aufforderung gerichtet ist, auch verinnerlicht zu sein scheint. Wenn 
aber diese Aufforderung keine Entsprechung im tatsächlichen Handeln findet, 
besteht Legitimationsbedarf für die Verweigerung des erwarteten Handelns. 
Wie lässt sich ein Nicht-Teilen von Forschungsdaten legitimieren? Aus juris-
tischer Perspektive wäre die einfachste Antwort darauf, dass die Forschenden 
ein Recht dazu haben, die von ihnen selbst generierten Daten für sich zu behal-
ten. Wenn sie etwa ein absolutes Recht an diesen Forschungsdaten hätten, dürf-
ten sie aufgrund dessen alle anderen – und damit auch alle anderen Forschen-
den – von einer Nutzung ausschließen. Tatsächlich werden den bisherigen em-
pirischen Untersuchungen zufolge von den Forschenden rechtliche Begründun-
gen für ein Nicht-Teilen bzw. Nicht-Preisgeben von selbst generierten For-
schungsdaten vorgebracht. So wurde etwa zu experimentell erzeugten Daten 
festgestellt: „the data produced by experiments were traditionally treated as the 
private intellectual property of the experimenter“18.  

Haben diese Begründungen eine Entsprechung in den existierenden rechtli-
chen Regelungen? Grundsätzlich ist die Gewährung eines Rechts an For-
schungsdaten auf verschiedene Weise denkbar. Es kann sich aus einer allge-
mein-abstrakten Regelung ergeben, oder aus einer Regelung im Einzelfall, zum 

                                                           
15 Fecher et al., 12. 
16 Edwards et al., 18. 
17 Bisherige soziologische Untersuchungen legen nahe, dass es Unterschiede zwischen 

den Disziplinen gibt, was zu Forschungsdaten gezählt wird, s. Jackson et al., First Monday, 

12, 6 (2007), 5; Ludwig, in: Neuroth et al., 295 (300).  
18 Edwards et al., 18. 
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Beispiel durch Vertrag. Teilweise ist vorstellbar, dass beide Varianten kumu-
lativ, also gleichzeitig im Sinne von ‚und‘, vorliegen. Doch werden Rechts- 
oder Anspruchsbegründungen auf Basis von Verträgen in dieser Arbeit nicht 
betrachtet, da es hier nicht um im Einzelfall geregelte Befugnisse in Bezug auf 
Forschungsdaten gehen soll, sondern um im Rahmen von gesetzlichen Schutz-
konzeptionen verliehene Rechtspositionen. Für die Verleihung einer solchen 
subjektiv-rechtlichen Rechtsposition kommen verschiedene gesetzliche 
Schutzkonzeptionen in Betracht: So könnten Forschende mit Forschungsdaten, 
die sie selbst generiert haben, nach Belieben verfahren, wenn sie Eigentum da-
ran erlangen würden. Nach § 903 S. 1 BGB kann Eigentum jedoch nur an Sa-
chen, also an körperlichen Gegenständen (§ 90 BGB), erlangt werden. Gleich-
wohl wird die Eigentumsfähigkeit von Daten oder die sonstige Begründung 
von Ausschließlichkeitsrechten an diesen in der Rechtswissenschaft seit eini-
ger Zeit diskutiert. Es ist eine offene Frage, der es im Verlaufe dieser Arbeit 
nachzugehen gilt, ob diese Überlegungen in Bezug auf Forschungsdaten rele-
vant sind und zum Tragen kommen können.  

Da Daten unkörperlich sind, lässt sich das Thema grundsätzlich auch im 
Immaterialgüterrecht verorten. Sind Forschungsdaten immaterialgüterrechtlich 
geschützt? Stellen sie ein Werk dar, das urheberrechtlichen Schutz genießt? 
Das Urheberrecht knüpft grundsätzlich an eine geistige Schöpfung an, die eine 
gewisse Gestaltungshöhe aufweisen muss. Außerdem gibt es den Grundsatz, 
dass die wissenschaftliche Lehre und Erkenntnis gemeinfrei ist und allen zu-
gänglich sein muss, so dass ein bestehender urheberrechtlicher Schutz von For-
schungsdaten fraglich ist. Technische Weiterentwicklungen werden durch das 
Patentrecht gesetzlich honoriert. Sind im Falle von Forschungsdaten die Vo-
raussetzungen eines patentrechtlichen Schutzes erfüllt, können diese also als 
Erfindungen i.S.d. Patentgesetzes angesehen werden? Infrage kommen könn-
ten für Forschungsdaten, da diese faktisch von den Forschenden zurückgehal-
ten werden, auch andere Schutzkonzepte, etwa solche, die den Schutz von Ge-
heimnissen oder von erbrachten Leistungen bezwecken. Die Rechtsprechung 
erwog einen Schutz vor fremder Verwertung von wissenschaftlichen Studien-
ergebnissen etwa im Zusammenhang mit Arzneimittelzulassungen, d.h. für pri-
vate Unternehmen19 – besteht derartiger Schutz auch für i.R.v. universitärer, 
also nichtkommerzieller Forschung erzielten Resultaten wie Forschungsdaten?  

Sofern es sich bei den generierten Forschungsdaten um personenbezogene 
Daten handelt, ist auch das Datenschutzrecht zu berücksichtigen; damit tritt als 
zusätzliche Ebene die der Interessen und der Rechtsposition der Person hinzu, 
über die die Daten Einzelangaben enthalten. Heißt dies, dass eine weitere 
Rechteinhaberin oder ein weiterer Rechteinhaber hinzukommt? Im sog. Volks-
zählungsurteil hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) entschieden: „Der 
Einzelne hat nicht ein Recht im Sinne einer absoluten, uneingeschränkten Herr-
schaft über ‚seine‘ Daten.“20 Gleichwohl gab es bereits Vorschläge, das Daten-
schutzrecht über die Abwehrfunktion hinaus zu einem Datennutzungsrecht der 

                                                           
19 Vgl. BVerwG, Urt. v. 10.12.2015 – 3 C 18.14, 3 C 18.14 – „Clopidogrel“, NVwZ-RR 

2016, 504.  
20 BVerfG, Urt. v. 15.12.1983 – 1 BvR 209/83, 1 BvR 269/83, 1 BvR 362/83, 1 BvR 

420/83, 1 BvR 440/83, 1 BvR 484/83, BVerfGE 65, 1 (43 f.); fast wortgleich: BGH, Urt. v. 

23.06.2009 – VI ZR 196/08 – „spickmich.de“, NJW 2009, 2888 (2891). 
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Betroffenen weiterzuentwickeln, vorwiegend in Fällen wirtschaftlicher Ver-
wertung von personenbezogenen Daten durch andere. Hier scheint erneut eine 
etwaige Differenzierung zwischen kommerziell und (universitär-)wissen-
schaftlich erzeugten und genutzten Daten auf. Offen ist noch, wie stark das 
Datenschutzrecht ein „Instrument der Beschränkung“21 von Rechten an For-
schungsdaten zu sein vermag, wenn die Forschenden ihrerseits ein verfas-
sungsrechtlich gewährleistetes Recht auf freie wissenschaftliche Betätigung 
haben.  

Über alle Rechtsgebiete hinweg betrachtet wurde festgestellt, der rechtliche 
Schutz von Daten sei „erheblich weniger ausgeprägt und erheblich weniger 
systematisiert, als man auf den ersten Blick meinen könnte“22. Es besteht also 
Untersuchungsbedarf hinsichtlich der derzeitigen rechtlichen Rahmenbedin-
gungen, im Zusammenhang dieser Untersuchung speziell in Bezug auf For-
schungsdaten und mit dem Fokus auf der Frage, ob die Forschenden subjektive 
Rechte an den von ihnen erzeugten oder erhobenen Forschungsdaten haben. 
Angesichts der bisherigen Ausführungen besteht die Vermutung, dass die der-
zeitige rechtliche Situation in Bezug auf bestehende Schutzkonzepte das Ver-
halten der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler eher nicht zu legitimieren 
vermag.  

Eine weitere Möglichkeit, das von der normativen Erwartung abweichende 
Verhalten von Forschenden zu begründen, besteht darin, dass Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler ein rechtliches Schutzbedürfnis in Bezug auf selbst 
erzeugte oder erhobene Forschungsdaten haben. Das in der Praxis beobachtete 
Verhalten wäre Ausdruck dieses Schutzbedürfnisses und würde sich demge-
mäß als Schutzverhalten darstellen. Auch dieser Möglichkeit wird im Rahmen 
dieser Untersuchung nachgegangen, indem das Schutzbedürfnis von Forschen-
den in Bezug auf selbst erzeugte oder erhobene Forschungsdaten herausgear-
beitet wird. Sollte ein solches Schutzbedürfnis zu bejahen sein, ohne dass die 
Forschenden nach den geltenden rechtlichen Regelungen eine subjektiv-recht-
liche Rechtsposition innehaben, würde zurzeit eine Situation bestehen, in der 
die kodifizierten, rechtlich anerkannten Interessen und die tatsächlich beste-
henden Bedürfnisse und Interessen auseinanderfallen. Eine solche Erkenntnis 
könnte auf eine rechtliche Schutzlücke im Hinblick auf Forschungsdaten hin-
deuten. Dies würde über die bereits erläuterte Frage nach der rechtlichen Situ-
ation de lege lata hinaus die Frage aufwerfen, wie die Rechtsposition von Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern in Bezug auf selbst erzeugte oder er-
hobene Forschungsdaten unter Berücksichtigung ihrer Interessen beschaffen 
sein sollte.  

Damit hat diese Untersuchung eine zweite Hauptfrage. Für diese zweite 
Hauptfrage ist zunächst das bereits angesprochene rechtliche Schutzbedürfnis 
von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in Bezug auf selbst erzeugte 
oder erhobene Forschungsdaten zu bestimmen. Da Ansatzpunkt für dieses 
Schutzbedürfnis das tatsächliche Verhalten von Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern im Umgang mit Forschungsdaten ist, soll dies durch eine Un-
tersuchung der Rechtspraxis geschehen. „[D]as in der Gesellschaft ‚lebende 
Recht‘“ lässt sich neben „Gesetzgebung, Rechtsanwendung, Befolgung und 

                                                           
21 Specht, GRUR Int. 2017, 1040 (1042). 
22 Forgó/Zöchling-Jud/Forgó, 351. 
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Gebrauch von Rechtsnormen“ als eine der vier Dimensionen einer Rechtsord-
nung bezeichnen.23 Ebendiese Dimension soll in die Untersuchung einbezogen 
werden um zu ergründen, wie der Schutz von Forschungsdaten durch die Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler ‚gelebt‘ wird. Das bedeutet, dass in die-
ser Untersuchung sowohl normative als auch empirische Aspekte, mit anderen 
Worten sowohl das ‚Sollen‘ als auch das ‚Sein‘,24 behandelt werden. Das ‚Sol-
len‘ und das ‚Sein‘ „liegen als selbständige, je in sich geschlossene Kreise ne-
beneinander“25 und werden daher grundsätzlich voneinander getrennt. Sie wer-
den hier jedoch bewusst miteinander verknüpft, da „normativ[e] Modelle zu 
einem gewissen Grade empirisch bedingt sind“, sodass sich bei näherer Be-
trachtung in juristischer Argumentation durchaus eine Verschränkung von 
Normativität und Empirie feststellen lässt26. Zudem wird hier davon ausgegan-
gen, dass es sich bei Fragestellungen wie der hier verfolgten „um einen für den 
Juristen hochbedeutsamen Gegenstand handelt, zu dessen Untersuchung auch 
wiederum der Jurist in erster Linie befähigt ist“ und der „also in das Interessen- 
und Arbeitsgebiet der Juristen [fällt]“.27 Die Empirie hat demnach durchaus 
einen Wert für rechtswissenschaftliche Fragestellungen. Dies gilt umso mehr 
für eine Betrachtung von für das Recht neuen bzw. durch dieses noch nicht 
adressierten Problemstellungen. Ehrlich hat 1913 formuliert, „der Schwer-
punkt der Rechtsentwicklung liege auch in unserer Zeit, wie zu allen Zeiten, 
weder in der Gesetzgebung, noch in der Jurisprudenz oder in der Rechtspre-
chung, sondern in der Gesellschaft selbst.“28 Konkret kann beispielsweise „eine 
empirische Studie eine Diskussion anstoßen, ob eine bestimmte normative De-
finition sinnvoll oder praktisch ist“ oder dazu führen aufzuzeigen, „dass es für 
bestimmte Probleme oder Kategorisierungen möglicherweise andere Lösungen 
oder Wege gibt, die vorher nicht in Erwägung gezogen worden sind“.29 Da hier 
wegen des zu beobachtenden Schutzverhaltens die Vermutung besteht, dass 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ein rechtliches Schutzbedürfnis in 
Bezug auf selbst erzeugte oder erhobene Forschungsdaten haben, dass gleich-
zeitig aber eine Legitimation dieses Schutzverhaltens durch die existierenden 
rechtlichen Regelungen nicht zu bejahen sein wird, steht hier gerade eine der-
artige Frage im Raum: Sollten für in Bezug auf Forschungsdaten vorhandene 
Kategorisierungen in Form von in aktuellen Regelungen kodifizierten Grenz-
ziehungen subjektiv-rechtlicher Rechtspositionen möglicherweise andere Lö-
sungen oder Wege in Betracht zu ziehen sein, um die Interessen von Forschen-
den besser zu berücksichtigen? Daher wird in dieser Arbeit mithilfe der Empi-

                                                           
23 Rottleuthner, in: Hilgendorf/Joerden, 251 (253). 
24 „In der Theorie sind Normativität und Empirie durch eine feine Linie voneinander ge-

trennt. Es handelt sich um zwei Welten: die Welt des Sollens auf der einen und die des Seins 

auf der anderen Seite.“ (Petersen, Der Staat 2010, 435 (18 des Preprints)). 
25 Radbruch, 93. Er nennt das ‚Sollen‘ „Wertbetrachtung“ und das ‚Sein‘ „Seinsbetrach-

tung“. 
26 Petersen, Der Staat 2010, 435 (2 des Preprints). Außerdem seien die beiden Pole „[i]n 

der Praxis […] oft miteinander vermischt“ (18 des Preprints). 
27 Nussbaum, 19. 
28 Ehrlich, Vorrede. 
29 Petersen, Der Staat 2010, 435 (18 des Preprints). 
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rie die existierende Kategorisierung von subjektiven Rechten an Forschungs-
daten einer Überprüfung unterzogen, inwieweit diese mit den bestehenden 
rechtlichen Schutzbedürfnissen von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern, die Forschungsdaten erzeugt oder erhoben haben, übereinstimmt.  

Zu diesem Zweck wird eine qualitative Untersuchung durchgeführt, in des-
sen Rahmen Interviews mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern ge-
führt werden. Methodisch stellt dies eine Herausforderung dar. Schließlich ist 
die Entscheidung, ob eine bestehende normative Definition „tatsächlich ange-
passt werden soll“ oder ob rechtsdogmatische Kategorisierungen tatsächlich 
anders vorzunehmen sind, auch im Falle einer Anwendung empirischer Er-
kenntnismethoden „letztlich eine normative Frage“.30 Wie kann also die ange-
strebte Verzahnung der tatsächlichen und der normativen ‚Welt‘ gelingen? 
Diese Untersuchung greift den Aspekt der Normativität der Gesamtfragestel-
lung auf und setzt ihn methodisch um: Das erhobene Interviewmaterial wird 
zunächst mit einer empirischen Methode ausgewertet. Dabei wird das Inter-
viewmaterial aber bereits in diesem Schritt nach rechtsdogmatischen, also nor-
mativen Grundmerkmalen geordnet. Die Analyseergebnisse sind so zwar be-
reits auf juristische Weise strukturiert, verbleiben im Übrigen aber dennoch in 
der Welt des ‚Seins‘. Die empirische Untersuchung wird dadurch zunächst ein-
mal ein eigenes Ergebnis haben. Da diese hier in eine umfassendere normative 
Fragestellung eingegliedert ist, wird sich daran eine juristische Interpretation 
der empirischen Ergebnisse anschließen, die zunächst die Ausführungen der 
Interviewten in Begrifflichkeiten der Welt des ‚Sollens‘ überführt. Auf diese 
Weise wird sich aus den Interviews ein Schutzkonzept für Forschungsdaten 
ableiten lassen, das die Gestalt des praktisch ‚gelebten‘ Schutzkonzepts für 
Forschungsdaten offenbart und eine rechtstheoretische Beschreibung des real 
existierenden Schutzbedürfnisses von Forschenden ermöglicht.  

Bis hierhin liegt der Fokus der Arbeit auf der Position und den Bedürfnissen 
von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, die Forschungsdaten erzeugt 
oder erhoben haben. Die juristische Interpretation der empirischen Ergebnisse 
wird jedoch darüber hinaus auch auf den Ausgangspunkt dieser Untersuchung 
zurückführen: auf die anderen Beteiligten, die Interessen im Hinblick auf For-
schungsdaten haben. Diese bestehen vor allem am Zugang zu und an der Nut-
zung von Forschungsdaten und stehen denen der Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler, die Forschungsdaten erzeugt oder erhoben haben und für sich 
behalten wollen, entgegen. Dementsprechend ist auch zu untersuchen, wie die 
auf das Schutzbedürfnis von Forschungsdaten generierenden Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern bezogenen Ergebnisse der Untersuchung zu den 
Forderungen nach einem Zugang zu Forschungsdaten in Beziehung gesetzt 
werden können, wie also die Ausschließlichkeitsinteressen einzelner Forschen-
der mit den Zugangs- und Nutzungsinteressen anderer und der Allgemeinheit 
in Einklang gebracht werden sollten. Im Falle der Forschung mit personenbe-
zogenen Forschungsdaten adressieren außerdem die Regelungen des Daten-
schutzrechts die Interessen anderer Beteiligter: die derjenigen Personen, auf 
die sich Forschungsdaten beziehen. Diese Interessen gilt es einzubeziehen, um 
die empirischen Ergebnisse in ein rechtliches Schutzkonzept zu überführen. 

                                                           
30 Petersen, Der Staat 2010, 435 (18 des Preprints). 
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Um dieses Schutzkonzept für Forschungsdaten mit den existierenden recht-
lichen Regelungskonzepten des Sachen-, Immaterialgüter- und Datenschutz-
rechts abgleichen zu können, ist hinsichtlich der gesetzlich verankerten Schutz-
konzeptionen ebenfalls eine Analyse dahingehend erforderlich, welche dogma-
tischen Grundcharakteristika sie aufweisen. Diese Analyse wird offenlegen, 
wie subjektiv-rechtliche Rechtspositionen nach dem derzeit geltenden Recht 
definiert sind, welche Interessen kodifiziert und damit rechtlich anerkannt wur-
den und auf welche Weise und in welchem Umfang dies geschehen ist. Daran 
anknüpfend kann herausgearbeitet werden, ob und inwiefern sich die Eigen-
schaften des empirisch ermittelten Schutzkonzepts für Forschungsdaten mit de-
nen der existierenden rechtlichen Schutzkonzeptionen überschneiden, diese 
also in dogmatischer Hinsicht vergleichbar sind. Dies wird eine Beantwortung 
der Frage ermöglichen, ob das ermittelte tatsächlich bestehende Schutzbedürf-
nis von Forschenden durch die derzeitigen zivil- und datenschutzrechtlichen 
Schutzkonzeptionen erfüllt wird oder werden kann. Es wird überdies offenle-
gen, ob und inwiefern im Hinblick auf Forschungsdaten eine Regelungslücke 
existiert und wie diese beschaffen ist.  

Doch da „die Erforschung der tatsächlichen Gesetzesgeltung und -anwen-
dung nicht nur um ihrer selbst willen Wert [hat], sondern […] für die Dogmatik 
ein unentbehrlicher Wegweiser [ist]“ und „zu fruchtbaren Problemen [lei-
tet]“31, wird im Rahmen der Klärung der Rechtsposition de lege ferenda außer-
dem der Frage nachzugehen sein, ob und inwiefern in Bezug auf Forschungs-
daten eine Schutzlücke vorliegt und ob und auf welche Weise die Rechtsord-
nung darauf reagieren könnte und sollte. Für diese Überlegungen sind insbe-
sondere bereits vorgebrachte Ansätze von Interesse, die auf eine Erweiterung 
subjektiv-rechtlicher Befugnisse an Daten ausgerichtet sind. Zum einen kön-
nen die Ansätze an diesem Punkt der Untersuchung jeweils anhand der für For-
schungsdaten erzielten Ergebnisse daraufhin eingeordnet und bewertet werden, 
ob und inwieweit sie für Forschungsdaten fruchtbar gemacht werden können. 
Diese Ansätze sowie die Reaktionen, die sie hervorgerufen haben, geben zum 
anderen generell darüber Aufschluss, in welche Richtung bestehende Schutz-
konzepte bereits ‚weitergedacht‘ werden und wie auf derartige Vorstöße rea-
giert wurde. Sie können auch ausgewertet werden im Hinblick darauf, wie ein 
erweitertes rechtliches Schutzbedürfnis begründet wird, was zu einem vorge-
schlagenen Schutz führen soll, wie dieser ausgestaltet sein soll und an welche 
rechtlichen (Einzel-)Regelungen bei einer Anpassung des bisherigen Rege-
lungssystems ggf. angeknüpft werden könnte. Auf dieser Basis lässt sich weiter 
analysieren, wie das Schutzkonzept für Forschungsdaten regelungssystema-
tisch und dogmatisch eingeordnet werden kann und ob bzw. inwiefern es spe-
zifische Eigenschaften aufweist. Diese Analyse wird die erzielten Erkenntnisse 
in einen größeren normierungstechnischen Zusammenhang stellen und eine 
Beantwortung der Frage erlauben, wie die subjektiv-rechtliche Rechtsposition 
von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in Bezug auf selbst erzeugte 
oder erhobene Forschungsdaten unter Berücksichtigung des ermittelten 
Schutzbedürfnisses rechtlich abgebildet werden sollte.   

                                                           
31 Nussbaum, 12. 
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Die zuvor dargestellte Fragestellung ist mit der hier gewählten methodischen 
Vorgehensweise soweit ersichtlich bisher nicht beforscht worden, entspre-
chende rechtswissenschaftliche Einzelwerke sind nicht ersichtlich. Zwei As-
pekte sind insgesamt hervorzuheben: Erstens werden in vielen existierenden 
Untersuchungen und Veröffentlichungen nicht explizit Forschungsdaten be-
handelt. Zweitens wird in den meisten juristischen Quellen zu den zu behan-
delnden Fragestellungen nicht mit empirischen Erkenntnissen gearbeitet; eine 
Einbeziehung der Methoden empirischer Sozialforschung in die rechtswissen-
schaftliche Untersuchung des Themas im Sinne einer empirischen Rechtsfor-
schung scheint nicht vorzukommen. 

Dies lässt sich am Beispiel einiger vorhandener Monographien illustrieren. 
Wielsch32 setzt sich im Wege einer Verbindung von Dogmatik und Rechtsthe-
orie mit Zugangsregeln zu immateriellen Gütern auseinander – und verfolgt so 
gewissermaßen einen umgekehrten Ansatz, da der Fokus auf dem ‚offenen‘ 
Bereich, also dem des Teilens, liegt. Außerdem sind hierbei (bestehende) im-
materielle Güter insgesamt Gegenstand der Betrachtung, und nicht die For-
schung als ein konkretes Tätigkeitsgebiet, das im Hinblick auf die darin gene-
rierten Daten Fragen aufwirft; das Datenschutzrecht wird nicht mit einbezogen, 
und, da es sich um einen theoretischen Ansatz handelt, auch keine Empirie.  

Spezieller adressiert Lutz33 den Zugang zu wissenschaftlichen Informatio-
nen und stellt das geltende Urheberrecht für Wissenschaft und Forschung vor, 
geht dabei jedoch auch vom Zugang und damit vom Öffnungsbereich aus – und 
entwickelt sodann auf den Abbau von faktischen Zugangsbeschränkungen aus-
gerichtete Gedanken und Vorschläge. Die Arbeit ist nicht an den Schutzbedürf-
nissen der Forschenden hinsichtlich der von ihnen generierten Daten ausge-
richtet, Empirie und Datenschutzrecht werden ebenso wenig einbezogen. Letz-
teres tut Hatt34, sie untersucht Probleme, die bei der Überschneidung von Da-
tenschutz und Forschung entstehen und eruiert erforderliche und mögliche 
neue Regelungen in diesem Feld. Dies geschieht allerdings vor allem aus der 
Sicht der sozialwissenschaftlichen Forschung – es handelt sich nicht um eine 
rechtswissenschaftliche Arbeit. Rechtswissenschaftlich untersucht Pöttgen35 
das Thema Forschung und Datenschutz. Sie analysiert die geltende Rechtslage, 
allerdings allein im Hinblick auf medizinische (insb. epidemiologische) For-
schung, und beleuchtet nicht immaterialgüterrechtliche Schutzkonzepte, auf 
die sich Medizinerinnen und Mediziner berufen könnten. Ähnlich, mit Fokus 
auf klinischer medizinischer Forschung und mit rechtsvergleichendem Ansatz, 

                                                           
32 Wielsch, Zugangsregeln. Die Rechtsverfassung der Wissensteilung, Tübingen 2008. 
33 Lutz, Zugang zu wissenschaftlichen Informationen in der digitalen Welt: ein urheber-

rechtlicher Beitrag zu den Wissenschaftsschranken und zu einem zwingenden Zweitveröf-

fentlichungsrecht, Tübingen 2012. 
34 Hatt, Konfliktfeld Datenschutz und Forschung: Notwendigkeit und Möglichkeiten 

neuer Regelungen unter besonderer Berücksichtigung sozialwissenschaftlicher Forschung, 

Baden-Baden 2012. 
35 Pöttgen, Medizinische Forschung und Datenschutz, Berlin u.a. 2009. 
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Karaalp36. Auch er untersucht nicht aus der Perspektive der Forschenden (im-
materialgüter-)rechtliche Möglichkeiten des Schutzes der Forschungsdaten. 
Mit der Publikation von Reichman und Uhlir37 existiert eine von US-amerika-
nischen Juristen vorgelegte Untersuchung zu der Konfliktlinie geistiges Eigen-
tum und freie öffentliche Verfügbarkeit von Forschungsdaten, jedoch ohne 
eine eigene empirische Erhebung durchzuführen. Sie hat u.a. die Funktions-
weisen des freien Zugangs zu Forschungsdaten zum Gegenstand und themati-
siert die dabei bestehende Rolle von industriellen Partnern.  

Die umgekehrte Perspektive nimmt in Bezug auf das Urheberrecht Altenp-
ohl38 ein, wenn sie untersucht, inwieweit wissenschaftliche Erkenntnisse ent-
gegen der herrschenden Meinung urheberrechtlichen Schutz genießen können 
und wie ein solcher mit den Interessen der Allgemeinheit am Zugang zu den 
Forschungsresultaten in Einklang gebracht werden kann. Die Untersuchung be-
zieht sich auf das schweizerische Recht und gewinnt ihre Erkenntnisse nicht 
mithilfe empirischer Erkenntnismethoden. Ebenfalls mit Fokus auf dem Urhe-
berrecht widmet sich Jacob39 der Frage, wie Ausschließlichkeitsrechte an im-
materiellen Gütern gerechtfertigt werden können. Es handelt sich um eine 
rechtsphilosophische Arbeit, die weder empirische Erkenntnisse verwendet, 
noch die Frage konkret auf Forschungsdaten bezieht. Demgegenüber breiter 
untersucht Berberich40 Verfügungsrechte an virtuellen Gegenständen. Er 
knüpft daran an, dass durch technologische und wirtschaftliche Entwicklungen 
neue, weniger materialisierte Handelsgegenstände entstanden sind und eruiert, 
wie diese rechtlich abgebildet werden könnten. Er arbeitet rechtsvergleichend, 
aber nicht empirisch, Forschungsdaten behandelt er nicht. Mit absoluten Rech-
ten an verschiedenen Informationsgütern beschäftigt sich Zech41. Er geht der 
Frage anhand des geistigen Eigentums, aber auch des Persönlichkeits- und des 
Sachenrechts nach und kategorisiert die Rechte rechtsdogmatisch, widmet sich 
dabei jedoch nicht speziell Forschungsdaten. 

Eine empirische Untersuchung mittels Fragebogen hat Steckler42 im Rah-
men ihres Forschungsprojekts über den Urheberrechtsschutz von Präsentatio-
nen im Internet durchgeführt. Dieses Projekt hatte allerdings nicht Forschungs-
daten zum Gegenstand und hat nicht das Datenschutzrecht untersucht. 

 

                                                           
36 Karaalp, Der Schutz von Patientendaten für die medizinische Forschung in Kranken-

häusern: Eine rechtsvergleichende Untersuchung der Regelungen in Deutschland und Frank-

reich, Wiesbaden 2016. 
37 Reichman/Uhlir, Law and Contemporary Problems, 66 (2003), 315. 
38 Altenpohl, Der urheberrechtliche Schutz von Forschungsresultaten, Bern 1987. 
39 Jacob, Ausschließlichkeitsrechte an immateriellen Gütern. Eine kantische Rechtferti-

gung des Urheberrechts, Tübingen 2010. 
40 Berberich, Virtuelles Eigentum, Tübingen 2010. 
41 Zech, Information als Schutzgegenstand, Tübingen 2012. 
42 Steckler, Urheberrechtsschutz von Multimedia-Präsentationen im Internet, Bielefeld 

2001. 
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Diese Untersuchung bezieht sich auf subjektive Rechte von Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern an Forschungsdaten und charakterisiert diese 
Rechtsposition anhand von fünf Grundmerkmalen rechtlichen Schutzes, die im 
ersten Hauptteil gleich zu Beginn dargestellt werden (A.I.). Im Anschluss da-
ran wird das Schutzobjekt unter Einbeziehung von Begriffen wie ‚Daten‘ und 
‚Informationen‘ sowie deren jeweiligen Eigenschaften näher umrissen und die 
Eigenschaften von Forschungsdaten betrachtet (A.II.). Sodann werden die zur-
zeit existierenden rechtlichen Schutzkonzepte im Hinblick auf deren jeweilige 
Ausprägung der dogmatischen Grundmerkmale und die Anwendbarkeit auf 
Forschungsdaten untersucht, woraus sich der derzeitige rechtliche Rahmen für 
einen subjektiv-rechtlichen Schutz von Forschungsdaten ergibt. Gegliedert ist 
diese Darstellung in Schutzkonzepte des Sachenrechts, des Immaterialgüter-
rechts und des Datenschutzrechts (A.III., A.IV. und A.V.). Dabei wird jeweils 
auf die dem bestehenden Schutz zugrundeliegenden Rechtfertigungstheorien 
eingegangen. Am Ende dieses Hauptteils können die kategoriellen Charakte-
ristika der existierenden zivil- und datenschutzrechtlichen Schutzkonzepte in 
einer Übersicht zusammengestellt werden (A.VI.2.).  

Welches Schutzkonzept lässt sich rechtstatsächlich beobachten, wie wird 
dieses von Forschenden beschrieben? Mit dieser Fragestellung wird im zweiten 
Hauptteil (B.) das in der Rechtswirklichkeit zu beobachtende Schutzkonzept 
für Forschungsdaten untersucht. Hierfür wurde eine eigene empirische Unter-
fragestellung entwickelt, die zunächst erörtert wird (B.I.1.). Auf Basis der da-
für zunächst skizzierten bisher durchgeführten sozialwissenschaftlichen For-
schung (B.I.2.) ergibt sich ein qualitatives Forschungsdesign, das unter B.I.3. 
beschrieben wird. Daran schließt sich die Darstellung der Analyseergebnisse 
anhand der untersuchten Merkmale an (B.I.4.). Für die rechtswissenschaftliche 
Untersuchung interessieren, entsprechend den dogmatischen Grundmerkmalen 
des Schutzes, Aussagen der Befragten dazu, worauf sich das Schutzverhalten 
bezieht, welche Befugnisse sie in Bezug auf die Forschungsdaten schildern, 
was sie zur Dauer des Schutzes gesagt haben sowie Schutzinteressen und Kri-
terien, die zu einer Berechtigung an Forschungsdaten führen. Daher ist die Dar-
stellung der empirischen Ergebnisse in diese Themen untergliedert.  

Im Anschluss daran können die Ergebnisse der Datenauswertung juristisch 
interpretiert werden. Nach einer Schilderung des methodischen Vorgehens bei 
diesem Schritt (B.II.1.) werden zunächst die Merkmalsausprägungen des prak-
tischen Schutzkonzepts für Forschungsdaten herausgearbeitet (B.II.2.) und im 
Anschluss daran diese ermittelten Ausprägungen einer normativen Betrach-
tung unterzogen (B.II.3.). Dabei wird auch zu prüfen sein, ob bzw. wie sich 
subjektiv-rechtliche Befugnisse an Forschungsdaten legitimieren lassen 
(B.II.3.a)). Daraus geht das empirisch ermittelte Schutzkonzept für For-
schungsdaten hervor, das unter B.III. in einer Tabelle zusammenfassend dar-
gestellt wird.  

Die existierenden rechtlichen Schutzkonzepte und das ermittelte empirische 
Schutzkonzept werden in einem dritten Hauptteil zusammengeführt und einan-
der gegenüber gestellt (C.). Ausgehend von einer gemeinsamen tabellarischen 
Übersicht (C.I.) werden die einzelnen Merkmalsausprägungen miteinander 
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verglichen (C.II.). Hier können die Aspekte, hinsichtlich derer sich der vorhan-
dene rechtliche Korpus und das empirisch beobachtete Schutzkonzept decken, 
identifiziert werden (C.II.1.). Ebenso gehen daraus Besonderheiten des Schutz-
konzepts für Forschungsdaten hervor (C.II.2.).  

Im vierten und letzten Hauptteil (D.) wird diskutiert, welche Schlussfolge-
rungen sich aus den erzielten Erkenntnissen für eine etwaige Umsetzung des 
Schutzkonzepts ergeben. Dafür wird zunächst das Bestehen einer rechtlichen 
Schutzlücke in Bezug auf Forschungsdaten untersucht (D.I.). Dies schließt die 
Fragen ein, ob das ermittelte Schutzbedürfnis bereits durch andere als in Teil 
A. analysierte Regelungen erfüllt wird (D.I.1.) und ob ein rechtlicher Steue-
rungsauftrag besteht (D.I.2.). Anschließend werden bisherige Diskussionen um 
eine Anpassung des bestehenden Schutzsystems in Bezug auf Daten abgebil-
det. Diese, ebenso wie bisherige Begründungen existierender Schutzkonzepte, 
können vor dem Hintergrund der Ergebnisse der Untersuchung im Hinblick auf 
Forschungsdaten einer Überprüfung unterzogen und empirisch informiert be-
wertet werden (D.II.). Daraufhin wird der Frage nachgegangen, inwiefern und 
inwieweit das Schutzkonzept für Forschungsdaten wissenschaftsspezifisch ist 
(D.III.). Auf dieser Basis kann abschließend darauf eingegangen werden, wie 
das Schutzkonzept für Forschungsdaten regulativ realisiert werden könnte 
(D.V.).  

Die Untersuchung schließt mit einer Schlussbetrachtung, in der die Ergeb-
nisse der Untersuchung zusammengefasst und abschließend reflektiert werden. 

Nicht untersucht werden in dieser Arbeit kommerziell erzeugte oder erho-
bene Forschungsdaten sowie vertragsrechtliche Fragen und das Gesetz über 
Arbeitnehmererfindungen (ArbNErfG). 
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Diese Untersuchung widmet sich dem rechtlichen Schutz Einzelner, in Form 
von subjektiven Rechten an Rechtsgegenständen. Das subjektive Recht wird 
neben der ‚Norm‘ als „der wichtigste juristische Allgemeinbegriff“ bezeichnet 
und ist heutzutage eine Kategorie sowohl des Privatrechts als auch des öffent-
lichen Rechts.1 Nichtsdestotrotz findet sich keine Definition des Begriffs im 
Gesetz. Unter einem subjektiven Recht wird eine „von der Rechtsordnung ver-
liehene Willensmacht einer Person zur Befriedigung menschlicher Interessen“ 
verstanden.2 Es begründet „für das einzelne Individuum konkrete Rechtsposi-
tionen, namentlich Ansprüche gegen den Staat oder gegen andere Privatrechts-
subjekte“3 und ist diesem bestimmten Individuum zugewiesen4. Es handelt sich 
also um eine „individuelle Befugnis der einzelnen Person“.5 Diese Untersu-
chung bezieht sich auf subjektive Rechte des Privatrechts. Dort existieren mit 
dem Sachenrecht, das u.a. den Schutz von Eigentum und Besitz an körperlichen 
Gegenständen regelt, dem Urheberrecht, das den Schutz von persönlichen geis-
tigen Schöpfungen zum Gegenstand hat, dem Patentrecht, das unter bestimm-
ten Voraussetzungen Erfindungen unter Schutz stellt, dem Geheimnisschutz, 
der nicht offenbarte Informationen vor Unbefugten schützt, dem Leistungs-
schutz, der bestimmte Leistungsergebnisse als rechtlich schutzwürdig aner-
kennt, und dem Datenschutzrecht, das die Verarbeitung von personenbezoge-
nen Daten reguliert, verschiedene Regelungskomplexe, die für sich genommen 
jeweils nach eigenen Prinzipien organisiert sind, auf eigenen Wertungen und 
Grundannahmen beruhen und für die es jeweils eigene Regelungen und damit 
gesetzliche Regeln gibt. Jeder dieser Normenkomplexe zeichnet sich durch ein 
eigenes Regelungskonzept aus, das den gewährten Schutz definiert und ausge-
staltet, und stellt damit jeweils eine eigene rechtliche Schutzkonzeption dar. 
Diese Schutzkonzeptionen weisen unterschiedliche Grundmerkmale, oder auch 

                                                           
1 Röhl/Röhl, 354. 
2 Brox/Walker, § 28 Rn. 10, wohl in Anlehnung an Windscheid, der das subjektive Recht 

als „eine von der Rechtsordnung verliehene Willensmacht oder Willensherrschaft“ definierte 

(Windscheid, 88), kombiniert mit der die Interessen mit aufnehmenden Definition von Ihe-

ring („Rechte sind rechtlich geschützte Interessen“, 317). Der Begriff ist im Einzelnen um-

stritten, s. hierzu etwa Neuner, § 20 Rn. 2 ff. m.N.  
3 Neuner, § 20 Rn. 1. 
4 Neuner, § 20 Rn. 12. 
5 Jänich, 187. 
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„Strukturelemente“6, auf, die analytisch voneinander getrennt werden können. 
Die Ausprägung dieser Merkmale herauszuarbeiten ermöglicht zum einen, die 
verschiedenen Schutzkonzepte auf einer abstrakteren Ebene zu charakterisie-
ren, zum anderen aber auch, die Konzepte unabhängig von ihren konkreten 
Einzelregelungen und Bestimmungen einander oder auch anderen (potenziel-
len) Schutzmöglichkeiten gegenüber zu stellen. Dabei lassen sich viele Grund-
merkmale unterscheiden; Jänich etwa beleuchtet, ausgehend von den Charak-
teristika des Sacheigentums, 14 „Grundprinzipien des Sacheigentums und des 
geistigen Eigentums“.7 Für diese Untersuchung werden fünf Grundmerkmale 
rechtlichen Schutzes näher betrachtet, die im Folgenden vorgestellt werden. 
Sie sind ausgewählt worden, weil sie Aufschluss darüber geben, wie ein durch 
ein Schutzkonzept gewährleistetes subjektives Recht beschaffen sein kann und 
damit im Hinblick auf die Fragestellung der Arbeit weiterführend sind.  

1. Schutzobjekt: Der Gegenstand des Schutzes 

Ein erstes Grundmerkmal ist eines, das danach unterscheidet, worauf sich der 
Schutz bezieht. Auf welchen Gegenstand bezieht sich ein Recht? Was ist Be-
zugsobjekt des Schutzes, was ist Schutzobjekt? Hier lässt sich zunächst zwi-
schen dem Schutz von körperlichen und dem Schutz von unkörperlichen Ge-
genständen bzw. Objekten unterscheiden: So regelt das Immaterialgüterrecht 
den Schutz von unkörperlichen Gegenständen, und das Sachenrecht den Schutz 
von körperlichen Gegenständen.  

Etwas konkreter lassen sich bei unkörperlichen Gegenständen das Geheim-
nis, die Erfindung, die geistige Schöpfung und das personenbezogene Datum 
als Schutzobjekte unterscheiden. Die kodifizierten Schutzkonzepte werden oft 
formal anhand dieses Merkmals gegliedert: Das Patentrecht hat den Schutz der 
Erfindung zum Gegenstand, das Urheberrecht den Schutz der geistigen Schöp-
fung, und das Datenschutzrecht den Schutz des personenbezogenen Datums. 
Bereits der Geheimnisschutz offenbart, dass umgekehrt das Vorhandensein ei-
nes Schutzobjekts nicht bedeuten muss, dass auch ein kodifiziertes Schutzkon-
zept existiert: Der Geheimnisschutz ist nicht seit jeher in einem eigenen Gesetz 
kodifiziert gewesen, sondern erfolgte lange Zeit durch einzelne Regelungen, 
die auf unterschiedliche Gesetze verteilt waren. Gleichwohl knüpfen diese Re-
gelungen jeweils an das Geheimnis als Schutzobjekt an. Das jeweilige 
Schutzobjekt soll über die spezielle Ausformung im Rahmen eines Schutzkon-
zepts hinaus auch auf einer abstrakteren Ebene betrachtet und beschrieben wer-
den: So kann ein Schutzkonzept Informationen schützen oder aber auch Leis-
tungsergebnisse. Auf diese Weise können Schutzkonzepte dogmatisch auf abs-
trakterer Ebene miteinander verglichen werden. 

Über eine Aussage über die dogmatischen Grundmerkmale hinaus fungiert 
das Schutzobjekt auch als Weichenstellung dafür, ob ein Schutzkonzept zur 
Anwendung kommt oder nicht. Denn bei der Prüfung der Voraussetzungen für 
einen Schutz ist jeweils auch zu prüfen, ob es sich bei einem Gegenstand um 
ein taugliches Schutzobjekt i.S.d. jeweiligen Schutzkonzepts handelt. Für die 
Beurteilung dieser Frage existieren in jedem Schutzkonzept Regeln, die das 

                                                           
6 Jänich, 185. 
7 Jänich, 187 ff. 
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Schutzobjekt bestimmen. Unter diese Regeln ist das infrage stehende Objekt, 
hier Forschungsdaten, zu subsumieren.  

2. Schutzinhalt: Die Befugnisse der berechtigten Person 

Beim Schutzinhalt geht es um die Art der Befugnisse, die der berechtigten Per-
son zustehen. Allgemein lassen sich hier Herrschaftsrechte, Persönlichkeits-
rechte, Ansprüche und Gestaltungsrechte unterscheiden.8 Die Ein- bzw. Unter-
teilung wird unterschiedlich vorgenommen. Differenziert man etwa nach der 
Art des geschützten Interesses, so lassen sich Vermögensrechte auf der einen 
und Persönlichkeitsrechte auf der anderen Seite unterscheiden9. 

Herrschaftsrechte sind in diesem Zusammenhang besonders bedeutsam. Sie 
bestehen an Sachen, an Rechten oder an geistigen Schöpfungen10. Mit dem 
Herrschaftsrecht korrespondiert eine entsprechende Herrschaftsmacht derjeni-
gen Person, die ein Herrschaftsrecht innehat. Diese Herrschaftsmacht kann un-
terschiedlich ausgestaltet sein, wobei ein Zusammenhang zwischen Herr-
schaftsmacht und Zuordnungsfunktion eines Rechts besteht: „Kern des Begrif-
fes Herrschaftsmacht ist die individuelle Zuordnung von Befugnissen an einen 
Rechtsträger.“11 Daher lassen sich Herrschaftsrechte als subjektive Rechte im 
engeren Sinne fassen12. Unterschiedlich beurteilt wird, wie maßgeblich die Zu-
ordnungsfunktion für ein Herrschaftsrecht ist. So ist für dingliche Rechte – seit 
langem – umstritten, ob ihr Charakteristikum in der (alleinigen) Rechtsmacht 
über Rechtsobjekte, also in der Sachherrschaft liegt, oder in ihrer Zuordnungs-
funktion:13 Nach der wohl überwiegenden Auffassung verleihen dingliche 
Rechte als Herrschaftsrechte der Rechtsträgerin oder dem Rechtsträger die 
Rechtsmacht zur alleinigen Einwirkung auf ein bestimmtes Objekt und damit 
dazu, die Einwirkung anderer auszuschließen.14 Danach wird das „Wesen der 
Dinglichkeit […] in der Unmittelbarkeit der Sachbeziehung, der Rechtsmacht 
über Rechtsobjekte“ gesehen.15 Anderer Auffassung zufolge „definiert sich die 
Dinglichkeit nicht (in erster Linie) anhand des Inhalts des Rechts […], sondern 
anhand des Vorgangs und der Art der Rechtsgewährung“,16 weshalb die Zu-
ordnung eines Objekts zu einer Person maßgeblich sei17.  

Die Zuordnungsfunktion lässt sich auch auf eine Zuordnung oder Zuwei-
sung des Schutzobjekts zu der Person beziehen, die ein Herrschaftsrecht inne-
hat: Das Schutzobjekt wird der oder dem jeweils Berechtigten zugewiesen und 
er oder sie kann darüber verfügen. Dementsprechend wird die „prinzipielle 
Dispositionsbefugnis“ über das Schutzobjekt als ein verbindender Bestandteil 

                                                           
8 Brox/Walker, § 28 Rn. 14. 
9 Röhl/Röhl, 367. 
10 Jänich, 188. 
11 Jänich, 197. 
12 So etwa Creifelds/Werner, Subjektives Recht. 
13 Zum Streitstand s. im Detail Staudinger/Heinze (2018), Einl. zum SachenR Rn. 3 ff. 
14 S. etwa Baur/Stürner, § 2 Rn. 2; Soergel/Stadler, Sachenrecht 1, Einl. Rn. 24.  
15 MüKomm BGB/Gaier, Einl. SachenR Rn. 4. 
16 Staudinger/Heinze (2018), Einl. zum SachenR Rn. 10. 
17 S. etwa Westermann/Gursky/Eickmann, § 1 Rn. 4 f.; Ost, 35 f., 69 f.; Wieling, 17. 
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verschiedener Herrschaftsrechte bezeichnet.18 Eine Zuordnung setzt die Be-
stimmung eines zuweisbaren Objekts voraus. Gerade dies ist jedoch in Bezug 
auf Daten und andere unkörperliche Objekte problematisch. Denn während ein 
körperliches Schutzobjekt bereits als vorhanden angesehen werden kann, wird 
ein immaterielles Gut erst im Wege der Anerkennung durch die Rechtsordnung 
„als Rechtsobjekt verfügbar“ gemacht19. Es muss „erst durch einen gesetzge-
berischen Akt zum Immaterialgüterrecht ausgestaltet werden, damit es taugli-
ches Objekt des Zuordnungsaktes sein kann“.20 Somit wird das Schutzobjekt 
bei unkörperlichen Objekten erst durch die gesetzliche Regelung definiert. 
Dementsprechend ergibt sich auch im Hinblick auf die Zuordnung(sfunktion) 
für immaterielle Güter, für die Rechte des geistigen Eigentums, etwas anderes 
als für Sachen. Hier entscheiden „die tatbestandlichen Festlegungen der jewei-
ligen Schutzvoraussetzungen“21 darüber, ob „eine wirtschaftliche Aktivität 
dem Inhaber eines Sonderschutzrechtes monopolartig vorbehalten ist, welche 
Schutzschranken er hinnehmen muss und wo jeweils die Gemeinfreiheit be-
ginnt“.22  

Festzuhalten ist an dieser Stelle, dass die Zuordnungsfunktion ein wichtiges 
Merkmal für die Charakterisierung von Schutzkonzeptionen ist und daher im 
Rahmen dieser Untersuchung bei der Analyse der Regelungskonzeptionen je-
weils zu adressieren ist. 

Ein Recht kann seinen Schutz auch gegenüber verschiedenen Personenkrei-
sen entfalten – es lässt sich also zwischen absoluten und relativen Rechten un-
terscheiden. Ein Recht, das ein Gut in einer Weise zuordnet, dass die „Berech-
tigung […] von jedermann zu respektieren“ ist, weil sie gegen alle anderen als 
die berechtigte Person wirkt, ist ein absolutes Recht.23 Diese „Verpflichtung 
aller übrigen Rechtsgenossen“ wird als Charakteristikum des absoluten Rechts 
beschrieben.24 Ein absolutes Recht, das sich auf eine Sache bezieht, wird als 
dingliches Recht bezeichnet.25 Auch die Immaterialgüterrechte und die Persön-
lichkeitsrechte sind absolute Rechte, sodass Sacheigentum und geistiges Ei-
gentum im Hinblick auf dieses Grundmerkmal als „identisch strukturiert“ be-
zeichnet werden26. Deshalb handelt es sich bei der Absolutheit nicht um ein 
„spezifisch sachenrechtliches Prinzip“ – sondern es geht bei diesem Merkmal 
um die „Klärung, welche Rechte bzw. Rechtsgüter gegenüber jedermann ge-
schützt sind.“27 Dem absoluten Recht steht das relative Recht gegenüber, das 
„eine Sonderverbindung zwischen bestimmten Personen“ begründet28 und sich 
daher „nur gegen eine bestimmte Person [richtet]“.29 Typisches Beispiel für ein 

                                                           
18 Jänich, 198. 
19 Schack, Rn. 23. 
20 Jänich, 229. 
21 Ahrens, GRUR 2006, 617 (619). 
22 Ahrens, GRUR 2006, 617 (619). 
23 Medicus/Petersen, BGB AT, Rn. 62. 
24 MüKomm BGB/Brückner, § 903 Rn. 13 unter Verweis auf Wiegand, AcP 190 (1990), 

112 ff. 
25 Jänich, 198; Jauernig/Berger, BGB Vor § 854 Rn. 1 f.; Stadler, § 5 Rn. 5. 
26 Jänich, 201. 
27 MüKomm BGB/Brückner, § 903 Rn. 13.  
28 Röhl/Röhl, 368. 
29 Neuner, § 20 Rn. 57. 
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relatives Recht ist der Anspruch aus einem Vertrag, der grundsätzlich (nur) 
gegenüber der anderen Vertragspartei besteht.  

Auch im Zusammenhang mit der Absolutheit wirkt sich die Unkörperlich-
keit von Daten und Informationen aus: Die Absolutheit oder Ausschließlichkeit 
setzt voraus, dass das Schutzobjekt beherrschbar ist. Von einer Beherrschbar-
keit wird bei Daten und Informationen jedoch nicht von sich aus ausgegangen 
werden können. Denn Daten und Informationen sind erst einmal durch mehrere 
nutzbar, sofern sie zugänglich sind (sog. Nicht-Exklusivität, s. hierzu im Detail 
unten unter II.4.). Die Beherrschbarkeit wird sich bei ihnen aus anderen, zu-
sätzlichen, Gegebenheiten ergeben (müssen), und nicht aus dem Gut selbst.30 

3. Schutzdauer 

Rechte lassen sich auch nach der zeitlichen Dimension unterscheiden. Der 
Schutz kann dabei entweder dauerhaft oder zeitlich begrenzt bestehen. Das Ei-
gentum beispielsweise ist ein dauerhaftes Recht. Urheberrecht und Patentrecht 
hingegen sind zeitlich begrenzte Rechte. Dabei bedeutet ein dauerhafter Schutz 
nicht, dass die Rechte ab Erlangung oder Begründung für immer bestehen, son-
dern dass, sofern und solange die Voraussetzungen für ein Recht bei einer 
Rechtsinhaberin oder einem Rechtsinhaber bestehen, auch ein rechtlicher 
Schutz besteht. Zeitlich begrenzte Rechte enden zu einem bestimmten Zeit-
punkt bzw. sind ab diesem Zeitpunkt nicht mehr durchsetzbar – auch dann, 
wenn die (sonstigen) Schutzvoraussetzungen (noch immer) gegeben sind. 

Darüber hinaus lässt sich das zeitbezogene Merkmal auch darauf beziehen, 
ob es sich um einen Schutz handelt, der auf einen bestimmten Zweck begrenzt 
ist. Ein solcher Schutz hat einen Bezug zur Dauer, weil er endet, wenn der 
Zweck erfüllt ist.  

Umgekehrt kann ein Schutz auch anlassbezogen sein: Ein solcher Schutz 
besteht konkret erst dann, wenn eine bestimmte Handlung, meist die nach dem 
Schutzkonzept unbefugte Handlung, erfolgt ist, was oft eine Verletzung bedeu-
tet.  

4. Schutzrichtung: Welches Schutzinteresse wird erfüllt? 

Darüber, welches Interesse bzw. welche Interessen durch das Recht erfüllt wer-
den soll, gibt eine Einordnung nach der Schutzrichtung Aufschluss. Diese In-
teressen sind grundsätzlich entweder auf den Schutz oder die Rechtsposition 
von Individuen ausgerichtet und bzw. oder auf den Schutz der Allgemeinheit. 
Ein Interesse der Allgemeinheit ist etwa der Schutz des freien Wettbewerbs im 
Rahmen des Wettbewerbsrechts. 

Von besonderem Interesse im Rahmen dieser Untersuchung sind individu-
elle Interessen. So kann ein Recht davor schützen, dass das Schutzobjekt durch 
andere genutzt wird, oder davor, dass dieses entwendet oder beschädigt wird. 
Sie beziehen sich etwa darauf, ein Schutzobjekt selbst nutzen und verwerten 
zu können (Nutzungs- und Verwertungsinteresse). 

                                                           
30 Auf die Eigenschaften von Daten und Informationen wird im Detail unter II.4. einge-

gangen. 
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Für Maschinendaten nicht-personenbezogener Art definiert Becker drei ver-
schiedene Schutzrichtungen, „die verschiedenen Schutzinteressen entspre-
chen“31: Integritätsschutz, Geheimnisschutz und eigentumsartige Zuordnung 
einschließlich immaterialgüterrechtlicher Verwertungsrechte. Integritätsschutz 
dient dazu, Verlust und Veränderung der Daten zu verhindern.32 Geheimnis-
schutz dient dazu, fremden Zugriff zu verhindern; es handele sich dabei um 
den „bei allen Dateninhabern mit Abstand begehrteste[n] Schutz […], da hier-
mit alle weiteren Beeinträchtigungen von vorneherein verhindert werden kön-
nen“, weil diese ein „Abwehrbedürfnis“ hätten.33 Zuweisung und Verwertungs-
schutz wiederum bestimmt diejenigen, denen Daten allein zustehen und wer 
sie verwerten darf.34 

Die Schutzrichtung betrifft also die hinter einer Rechtsposition liegende In-
teressenlage. Sie ist nicht unbedingt ausdrücklich in den gesetzlichen Regelun-
gen formuliert, sondern mitunter über die Materialien im Rahmen des Gesetz-
gebungsverfahrens, beispielsweise die Gesetzesbegründung, nachvollziehbar. 
Darüber hinaus gibt das Merkmal darüber Aufschluss, welche von vielen denk-
baren und in der Praxis bestehenden Interessen rechtlich anerkannt werden.  

5. Schutzvoraussetzungen: Kriterien für das Entstehen der Befugnisse 

Bei diesem Merkmal geht es um die Frage, was dazu führt, dass Befugnisse 
bestehen und, soweit eine Zuweisung erfolgt, nach welchen Kriterien ein 
Schutzobjekt zugewiesen wird. Im Hinblick auf diesen Aspekt sind zweierlei 
Betrachtungen und Unterscheidungen denkbar: Die erste bezieht sich auf den 
Vorgang der Subsumtion. Denn ganz konkret existieren für die rechtlichen 
Schutzkonzepte Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, damit das jeweilige 
Regelungskonzept Anwendung findet. Hier ist zum Beispiel zu prüfen, ob die 
Voraussetzungen für das Schutzobjekt dieses Regelungskonzepts erfüllt sind.  
So muss für ein Entstehen von urheberrechtlichen Befugnissen etwa, wie be-
reits erwähnt, ein ‚Werk‘ vorliegen. Die konkreten Voraussetzungen für das 
Bestehen von Befugnissen werden jeweils unter den einzelnen Schutzkonzep-
ten erläutert. Bei dieser Prüfung stehen die ganz konkreten, meist positivrecht-
lich vorliegenden Normen und ihre einzelnen Tatbestandsmerkmale im Vor-
dergrund. Unter diese wird ein Sachverhalt subsumiert mit dem Ergebnis, dass 
feststeht, ob die Normen oder auch der gesamte Normenkomplex auf diesen 
Sachverhalt anwendbar sind.  

Es lässt sich darüber hinaus, als zweite Möglichkeit, aber auch auf abstrak-
terer Ebene überlegen, für was für eine Art von Kriterium diese Normen ste-
hen: Muss hier eine Leistung erbracht werden, damit ein Schutz oder eine Be-
fugnis entsteht? Oder wird daran angeknüpft, dass jemand eine Investition ge-
tätigt hat, die nicht ins Leere laufen soll? Denkbarer Anknüpfungspunkt für 
den Schutz bei existierenden Regelungskonzepten ist auch die tatsächliche 

                                                           
31 Becker, in: FS Fezer, 815 (821). 
32 Becker, in: FS Fezer, 815 (822). 
33 Becker, in: FS Fezer, 815 (822). 
34 Becker, in: FS Fezer, 815 (822 f.): „Immaterialgüterrechte zielen nicht in erster Linie 

auf den Schutz der Integrität oder die Geheimhaltung immaterieller Güter ab, sondern auf 

deren wirtschaftliche Verwertung durch den Berechtigten“. 


